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I/A Äußerungen der Öffentlichkeit 

A 1 Anerkannter Naturschutzverband vom 11.07.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
zu 1. 
Es handelt sich bei dem Bebauungsplan Nr. 225/II "Bürrig - südlich Olof-Palme-
Straße/Europaring" um einen Bebauungsplan, der als so genannter „Angebotsbe-
bauungsplan“ aufgestellt wird. Es gibt keinen Antrag eines Vorhabenträgers zur Ein-
leitung und Durchführung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Ein konkretes 
Vorhaben, das umgesetzt werden soll, liegt nicht vor.  
Die in der Presse veröffentlichten Vermarktungsvorstellungen der Grundeigentümer 
sind nur als Nutzungsbeispiele zu sehen, sie sind nicht so verbindlich, dass daraus 
ein Vorhaben abzuleiten wäre.  
Es ist Ziel der Stadt Leverkusen und der Grundstückseigentümer, den Planbereich 
wieder als Gewerbegebiet für unterschiedliche gewerbliche Nutzungen auszuweisen, 
um den derzeitigen und zukünftigen Bedarf von Gewerbetreibenden in Bürrig und der 
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Gesamtstadt befriedigen zu können. Die Stadt Leverkusen hat hohen Bedarf an klei-
neren gut erschlossenen und innenstadtnahen Gewerbeflächen. 
Das Wesen einer „Angebotsplanung“ und damit der Unterschied zur Vorhabenpla-
nung ist, dass es keine strenge Auflistung von zulässigen Betrieben gibt.  
Die Zulässigkeit von Betrieben richtet sich nach der vorgenommen Festsetzung ei-
nes Gewerbegebiets gem. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Diese Gewerbe-
gebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Ge-
werbebetrieben.  
In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - südlich Olof-
Palme-Straße/Europaring“ wird diese allgemeine Zulässigkeit noch weiter detailliert, 
so dass z.B. keine Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind und keine Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig sind. Einzelhandel 
wird mit geringen Ausnahmen für Werksverkauf oder Handel mit Kfz, Motorrädern 
oder Fahrrädern ebenfalls ausgeschlossen. Grund dieser Ausschlüsse ist das Ziel, 
Verkehrs- und Lärmbelastungen für die Nachbarschaft gering zu halten und die zent-
ralen Versorgungsbereiche der Stadt Leverkusen vor Einzelhandel in nicht integrier-
ten Lagen zu schützen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 2. 
Die schon beschriebene Angebotsplanung eröffnet die Möglichkeit, im Plangebiet ein 
„Autohaus“, d.h. den Handel mit Kfz anzusiedeln. Das ist nicht zu verwechseln mit 
der Absicht, ein solches tatsächlich anzusiedeln. 
Der Stadt Leverkusen obliegt es nicht zu entscheiden, ob und wie viele Autohandels-
unternehmen wirtschaftlich tragfähig sind. Sie hat lediglich zu entscheiden, ob mit der 
Ansiedlung solcher Betriebe ggf. negative städtebauliche Auswirkungen auf die 
Stadt, auf zentrale Versorgungsbereiche oder auf schützenswerte Nutzungen in der 
Nachbarschaft verbunden sind oder sein können. 
Diese Prüfung hat die Stadt Leverkusen für den Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - 
südlich Olof-Palme-Straße/Europaring“ vorgenommen und ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass innerhalb dieses Bebauungsplans keine negativen Auswirkungen in 
dem o.a. Sinne entstehen können. Daher wurde die Zulässigkeit dieser Nutzung 
festgesetzt. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 3. 
Die unmittelbare prägende Nachbarschaft des Plangebiets bildet die Autobahn BAB 
1 und die Bundesstraße B 8 sowie der Standort der EVL. Nördlich grenzt jenseits der 
Olof-Palme-Straße die Kleingartenanlage an.  
Die Dhünnaue liegt erst südlich der in Dammlage verlaufenden Autobahn. Einen Be-
zug zum Bebauungsplangebiet gibt es nicht. Ob und wie Freizeitsportanlagen mit der 
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Dhünnaue sinnvoll und verträglich sind, ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und 
der zugehörigen Abwägung. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 4. 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 ist gewerbegebietstypisch und kann 
bis zu einer GRZ von 0,95 durch Garagen, Stellplätze, Tiefgaragen und deren Zu-
fahrten überschritten werden.  
Bereits der Bebauungsplan Nr. 88/II ermöglichte die Überschreitung der GRZ auf 0,9. 
Im Rahmen des vorhabenbezogene Bebauungsplans V 4/II „Olof-Palme-Straße“, 1. 
Änderung war bereits die Erhöhung der GRZ auf 0,95 für den südlichen Abschnitt 
des Plangebiets vorgesehen.  
Die Versiegelung von 0,95 ist anteilig auf Basis des geltenden Planungsrechts und 
durch genehmigte frühere Nutzung entstanden und soll im Sinne des Vertrauens-
schutzes für zukünftige Folgenutzungen der Immobilie ohne Umbauten, Abbrüche 
oder Entsiegelungen zulässig bleiben. 
Wie bereits beschrieben ist der hohe Versieglungsgrad genehmigter Bestand, zu-
sätzliche negative Auswirkungen können daher nicht entstehen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 4.1. 
Große Teile der vorhandenen Bebauung bestehen aus Glashäusern, die sich nicht 
für Fassaden- und Dachbegrünung eignen. Die andern Gebäude sind auf Grund ihrer 
Konstruktion und Statik nicht auf Dachbegrünung ausgelegt. Der ursprüngliche Be-
bauungsplan Nr. 88/II und der vorhabenbezogene Bebauungsplan V 4/II „Olof-
Palme-Straße“ setzten keine Dach- und/oder Fassadenbegrünung fest. Im Sinne des 
Vertrauensschutzes für die Grundstückseigentümer sollen jetzt, nach über 25 Jah-
ren, diese Regelung nicht für die bereits bestehenden Gebäude eingeführt werden. 
Diese Regelungen stellte für die Vermarktung dieser Gebäude eine hohe Hürde dar, 
da die damit verbundenen hohen Aufwendungen, wen überhaupt, nur bei Neubauten 
machbar sind.  
Der Bebauungsplan setzt daher eine Dach- und Fassadenbegrünung nur für Neu-
bauvorhaben fest, die nach dem Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans zur 
Genehmigung vorgelegt werden sollen. Diese Begrünung wird als mindestens exten-
sive Begrünung auf mindestens 50% der Dachfläche beschränkt, um die notwendi-
gen konstruktiven und damit finanziellen Aufwendungen für kleinere Gewerbebetrie-
be in einem machbaren Rahmen zu halten. Dieses gilt auch für die Fassadenbegrü-
nung, die auf mindesten 25 % der Fassadenfläche gefordert wird. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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zu 4.2. 
Eine Anrechnung der, das Plangebiet umgebenden öffentlichen Grünflächen (Stra-
ßenbegleitgrün) erfolgt nicht. In der Begründung erfolgte nur ein Analogieschluss, 
dass die umliegenden zusammenhängenden grünen Böschungen eine höhere Quali-
tät in der Begrünung zeigen, als kleine grüne Restflächen (Inseln) im Gewerbegebiet. 
Die Überplanung der bereits gewerblich genutzten Flächen am Böschungsfuß zur 
„Olof-Palme-Straße“ durch den Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - südlich Olof-
Palme-Straße/Europaring“ stellt einen Eingriff gegenüber dem gegebenen Planungs-
recht des Bebauungsplan Nr. 88/II „Overfeldweg/Olof-Palme-Straße" dar. Die Kom-
pensation wird in den Grunderwerbsvertrag der Flächen einbezogen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 5. 
Durch Veränderung des Plangebiets werden über die bisherige Bestandssituation 
hinaus keine öffentlichen Grünflächen in Anspruch genommen, ein Eingriff in den 
Baumbestand erfolgt nicht. Eine Kompensation ist nicht erforderlich. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
zu 6. 
Die Entwässerung von Schmutz- und Teilen des Niederschlagswassers erfolgt über 
vorhandene Kanalleitungen. Es handelt sich um ein Altanschlussgebiet, da es vor 
dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt und an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen wurde. Gemäß § 44 Abs. 1 Landeswassergesetz NRW (LWG) ist das Ge-
biet daher von der Versickerungs-/Einleitungsverpflichtung für Niederschlagswasser 
nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) befreit. 

Der größte Teil der vorhandenen Dachflächen ist an eine vorhandene Muldenrigole 
zur Versickerung der Niederschlagswässer angeschlossen. Für diese Anlage liegt 
eine wasserrechtliche Erlaubnis vor. Diese Anlage wurde erst im August 2016 ge-
nehmigt, die Versickerungsfähigkeit des Bodens wurde nachgewiesen.  
Sollte in Zukunft die Rigole vergrößert oder an anderer Stelle eine weitere Rigole ge-
plant werden, ist ein weiteres wasserrechtliches Erlaubnisverfahren notwendig. Hier-
zu sind auch Bodenuntersuchungen vorzunehmen. 
Für den Bebauungsplan ist es nicht erforderlich, diese Untersuchungen vorab vorzu-
nehmen, da die Niederschlagswasserbeseitigung auch durch andere Maßnahmen, 
z.B. verzögerte Einleitung (Retention auf dem Grundstück) nachgewiesen werden 
könnte. Eine Verlagerung des Nachweises in das konkrete Genehmigungsverfahren 
ist somit zulässig. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 7. 
Die Nord-Süd ausgerichtete Gebäudestellung der Bestandsgebäude eignet sich her-
vorragend zur aktiven und passiven Solarenergienutzung. Die Nutzung von Solar-
energien ist im Bebauungsplan zulässig und gewünscht. Die ausschließliche Fest-
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setzung einer solchen Energienutzung ist für den Bebauungsplan nicht möglich, da 
die Energieversorgung im Bestand bereits vorhanden ist.  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 8. 
Das Plangebiet ist Bestandteil des Bebauungsplans Nr. 88/II „Overfeldweg/Olof-
Palme-Straße" (rechtsverbindlich seit 11.12.1991) und des auf dieser Grundlage 
vollständig umgesetzten Gewerbegebiets „Overfeldweg/Olof-Palme-Straße". Dieses 
Gewerbegebiet ist Bestandteil des Stadtteils Bürrig und im Bewusstsein der Bewoh-
ner verankert. Innerhalb dieses Gewerbegebiets finden sich mehrere Autohäuser, 
von denen keine negativen Auswirkungen durch Immissionen oder Verkehrsbelas-
tungen ausgehen. Die Behauptung, dass durch solche Betriebe eine monotone Ent-
wicklung bis zur Verödung des Stadtteils ausgehen würde, kann in keiner Weise 
nachvollzogen werden. Belege hierfür werden nicht vorgetragen. Die Betriebe tragen, 
genauso wie alle anderen Gewerbebetriebe in dem Gewerbegebiet „Overfeld-
weg/Olof-Palme-Straße“ dazu bei, dass wohnungsnahe Arbeitsplätze bzw. Kaufan-
gebote entstehen. Ein solches Angebot trägt somit dazu bei, überflüssige Fahrten 
des Individualverkehrs zu vermeiden und die Nutzung klimafreundlicher Verkehrsmit-
teln (Fahrrad, ÖPNV) zu verstärken. 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser durch die derzeit allgemein zulässigen 
gewerblichen Nutzungen sind nach Prüfung durch die zuständige Untere Wasserbe-
hörde nicht ersichtlich. Die Trinkwassertransportleitungen oder das Reservoir im 
Wasserturm sind nicht gefährdet.  
Für die im Rahmen der Angebotsplanung des Bebauungsplans beantragten zukünf-
tigen Nutzungen wird im Genehmigungsverfahren geprüft, ob diese Nutzungen im 
Sinne des § 15 BauNVO zulässig sein können. Ggf. werden wassergefährdende 
Nutzungen nicht zugelassen.  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 9. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch dient 
dazu, die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich 
wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung 
eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung zu unterrichten.  
Die Abfrage der Zustimmung zur Planung ist nicht erforderlich und daher nicht Ge-
genstand dieser Unterrichtung.  
Der Rat der Stadt Leverkusen wird zu allen Äußerungen der Öffentlichkeit eine Ab-
wägung der öffentlichen und der privaten Belange unter- und gegeneinander vor-
nehmen und entscheiden, ob und wie er den Äußerungen folgt oder nicht folgt. 
Im weiteren Verfahrensverlauf wird der Öffentlichkeit gem. § 3 Absatz 2 Baugesetz-
buch im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Entwurfsfassung des Bauleitplans 
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Gelegenheit gegeben, Stellungnahmen abzugeben, die wiederum dem Rat der Stadt 
zur Abwägung vorgelegt werden. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu P.S. 
Anerkannte Naturschutzverbände sind keine Behörden oder sonstige Träger öffentli-
cher Belange im Sinne des Bauplanungsrechts. Da es sich aber nicht um die Stel-
lungnahme einer einzelnen Person handelt, kann dem Vorschlag in Bezug auf die 
Erkennbarkeit des Absenders gefolgt werden. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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A 2 Bürger vom 10.07.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
zu 1. 
Es handelt sich bei dem Bebauungsplan Nr. 225/II "Bürrig - südlich Olof-Palme-
Straße/Europaring" um einen Bebauungsplan, der als so genannter „Angebotsbe-
bauungsplan“ aufgestellt wird. Es gibt keinen Antrag eines Vorhabenträgers zur Ein-
leitung und Durchführung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Ein konkretes 
Vorhaben, das umgesetzt werden soll, liegt nicht vor.  
Die in der Presse veröffentlichten Vermarktungsvorstellungen der Grundeigentümer 
sind nur als Nutzungsbeispiele zu sehen, sie sind nicht so verbindlich, dass daraus 
ein Vorhaben abzuleiten wäre.  
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Es ist Ziel der Stadt Leverkusen und der Grundstückseigentümer, den Planbereich 
wieder als Gewerbegebiet für unterschiedliche gewerbliche Nutzungen auszuweisen, 
um den derzeitigen und zukünftigen Bedarf von Gewerbetreibenden in Bürrig und der 
Gesamtstadt befriedigen zu können. Die Stadt Leverkusen hat hohen Bedarf an klei-
neren gut erschlossenen und innenstadtnahen Gewerbeflächen. 
Das Wesen einer „Angebotsplanung“ und damit der Unterschied zur Vorhabenpla-
nung ist, dass es keine strenge Auflistung von zulässigen Betrieben gibt.  
Die Zulässigkeit von Betrieben richtet sich nach der vorgenommen Festsetzung ei-
nes Gewerbegebiets gem. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Diese Gewerbe-
gebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Ge-
werbebetrieben.  
In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - südlich Olof-
Palme-Straße/Europaring“ wird diese allgemeine Zulässigkeit noch weiter detailliert, 
so dass z.B. keine Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind und keine Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig sind. Einzelhandel 
wird mit geringen Ausnahmen für Werksverkauf oder Handel mit Kfz, Motorrädern 
oder Fahrrädern ebenfalls ausgeschlossen. Grund dieser Ausschlüsse ist das Ziel, 
Verkehrs- und Lärmbelastungen für die Nachbarschaft gering zu halten und die zent-
ralen Versorgungsbereiche der Stadt Leverkusen vor Einzelhandel in nicht integrier-
ten Lagen zu schützen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 2. 
Die schon beschriebene Angebotsplanung eröffnet die Möglichkeit, im Plangebiet ein 
„Autohaus“, d.h. den Handel mit Kfz anzusiedeln. Das ist nicht zu verwechseln mit 
der Absicht, ein solches tatsächlich anzusiedeln. 
Der Stadt Leverkusen obliegt es nicht zu entscheiden, ob und wie viele Autohandels-
unternehmen wirtschaftlich tragfähig sind. Sie hat lediglich zu entscheiden, ob mit der 
Ansiedlung solcher Betriebe ggf. negative städtebauliche Auswirkungen auf die 
Stadt, auf zentrale Versorgungsbereiche oder auf schützenswerte Nutzungen in der 
Nachbarschaft verbunden sind oder sein können. 
Diese Prüfung hat die Stadt Leverkusen für den Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - 
südlich Olof-Palme-Straße/Europaring“ vorgenommen und ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass innerhalb dieses Bebauungsplans keine negativen Auswirkungen in 
dem o.a. Sinne entstehen können. Daher wurde die Zulässigkeit dieser Nutzung 
festgesetzt. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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zu 3. 
Die unmittelbare prägende Nachbarschaft des Plangebiets bildet die Autobahn BAB 
1 und die Bundesstraße B 8 sowie der Standort der EVL. Nördlich grenzt jenseits der 
Olof-Palme-Straße die Kleingartenanlage an.  
Die Dhünnaue liegt erst südlich der in Dammlage verlaufenden Autobahn. Einen Be-
zug zum Bebauungsplangebiet gibt es nicht. Ob und wie Freizeitsportanlagen mit der 
Dhünnaue sinnvoll und verträglich sind, ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und 
der zugehörigen Abwägung. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 4. 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 ist gewerbegebietstypisch und kann 
bis zu einer GRZ von 0,95 durch Garagen, Stellplätze, Tiefgaragen und deren Zu-
fahrten überschritten werden.  
Bereits der Bebauungsplan Nr. 88/II ermöglichte die Überschreitung der GRZ auf 0,9. 
Im Rahmen des vorhabenbezogene Bebauungsplans V 4/II „Olof-Palme-Straße“, 1. 
Änderung war bereits die Erhöhung der GRZ auf 0,95 für den südlichen Abschnitt 
des Plangebiets vorgesehen.  
Die Versiegelung von 0,95 ist anteilig auf Basis des geltenden Planungsrechts und 
durch genehmigte frühere Nutzung entstanden und soll im Sinne des Vertrauens-
schutzes für zukünftige Folgenutzungen der Immobilie ohne Umbauten, Abbrüche 
oder Entsiegelungen zulässig bleiben. 
Wie bereits beschrieben ist der hohe Versieglungsgrad genehmigter Bestand, zu-
sätzliche negative Auswirkungen können daher nicht entstehen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 4.1. 
Große Teile der vorhandenen Bebauung bestehen aus Glashäusern, die sich nicht 
für Fassaden- und Dachbegrünung eignen. Die andern Gebäude sind auf Grund ihrer 
Konstruktion und Statik nicht auf Dachbegrünung ausgelegt. Der ursprüngliche Be-
bauungsplan Nr. 88/II und der vorhabenbezogene Bebauungsplan V 4/II „Olof-
Palme-Straße“ setzten keine Dach- und/oder Fassadenbegrünung fest. Im Sinne des 
Vertrauensschutzes für die Grundstückseigentümer sollen jetzt, nach über 25 Jah-
ren, diese Regelung nicht für die bereits bestehenden Gebäude eingeführt werden. 
Diese Regelungen stellte für die Vermarktung dieser Gebäude eine hohe Hürde dar, 
da die damit verbundenen hohen Aufwendungen, wenn überhaupt, nur bei Neubau-
ten machbar sind.  
Der Bebauungsplan setzt daher eine Dach- und Fassadenbegrünung nur für Neu-
bauvorhaben fest, die nach dem Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans zur 
Genehmigung vorgelegt werden sollen. Diese Begrünung wird als mindestens exten-
sive Begrünung auf mindestens 50% der Dachfläche beschränkt, um die notwendi-
gen konstruktiven und damit finanziellen Aufwendungen für kleinere Gewerbebetrie-
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be in einem machbaren Rahmen zu halten. Dieses gilt auch für die Fassadenbegrü-
nung, die auf mindesten 25 % der Fassadenfläche gefordert wird. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 4.2. 
Eine Anrechnung der, das Plangebiet umgebenden öffentlichen Grünflächen (Stra-
ßenbegleitgrün) erfolgt nicht. In der Begründung erfolgte nur ein Analogieschluss, 
dass die umliegenden zusammenhängenden grünen Böschungen eine höhere Quali-
tät in der Begrünung zeigen, als kleine grüne Restflächen (Inseln) im Gewerbegebiet. 
Die Überplanung der bereits gewerblich genutzten Flächen am Böschungsfuß zur 
„Olof-Palme-Straße“ durch den Bebauungsplan Nr. 225/II „Bürrig - südlich Olof-
Palme-Straße/Europaring“ stellt einen Eingriff gegenüber dem gegebenen Planungs-
recht des Bebauungsplan Nr. 88/II „Overfeldweg/Olof-Palme-Straße" dar. Die Kom-
pensation wird in den Grunderwerbsvertrag der Flächen einbezogen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 5. 
Durch Veränderung des Plangebiets werden über die bisherige Bestandssituation 
hinaus keine öffentlichen Grünflächen in Anspruch genommen, ein Eingriff in den 
Baumbestand erfolgt nicht. Eine Kompensation ist nicht erforderlich. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
zu 6. 
Die Entwässerung von Schmutz- und Teilen des Niederschlagswassers erfolgt über 
vorhandene Kanalleitungen. Es handelt sich um ein Altanschlussgebiet, da es vor 
dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt und an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen wurde. Gemäß § 44 Abs. 1 Landeswassergesetz NRW (LWG) ist das Ge-
biet daher von der Versickerungs-/Einleitungsverpflichtung für Niederschlagswasser 
nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) befreit. 

Der größte Teil der vorhandenen Dachflächen ist an eine vorhandene Muldenrigole 
zur Versickerung der Niederschlagswässer angeschlossen. Für diese Anlage liegt 
eine wasserrechtliche Erlaubnis vor. Diese Anlage wurde erst im August 2016 ge-
nehmigt, die Versickerungsfähigkeit des Bodens wurde nachgewiesen.  
Sollte in Zukunft die Rigole vergrößert oder an anderer Stelle eine weitere Rigole ge-
plant werden, ist ein weiteres wasserrechtliches Erlaubnisverfahren notwendig. Hier-
zu sind auch Bodenuntersuchungen vorzunehmen. 
Für den Bebauungsplan ist es nicht erforderlich, diese Untersuchungen vorab vorzu-
nehmen, da die Niederschlagswasserbeseitigung auch durch andere Maßnahmen, 
z.B. verzögerte Einleitung (Retention auf dem Grundstück) nachgewiesen werden 
könnte. Eine Verlagerung des Nachweises in das konkrete Genehmigungsverfahren 
ist somit zulässig. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 7. 
Die Nord-Süd ausgerichtete Gebäudestellung der Bestandsgebäude eignet sich her-
vorragend zur aktiven und passiven Solarenergienutzung. Die Nutzung von Solar-
energien ist im Bebauungsplan zulässig und gewünscht. Die ausschließliche Fest-
setzung einer solchen Energienutzung ist für den Bebauungsplan nicht möglich, da 
die Energieversorgung im Bestand bereits vorhanden ist.  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 8. 
Das Plangebiet ist Bestandteil des Bebauungsplans Nr. 88/II „Overfeldweg/Olof-
Palme-Straße" (rechtsverbindlich seit 11.12.1991) und des auf dieser Grundlage 
vollständig umgesetzten Gewerbegebiets „Overfeldweg/Olof-Palme-Straße". Dieses 
Gewerbegebiet ist Bestandteil des Stadtteils Bürrig und im Bewusstsein der Bewoh-
ner verankert. Innerhalb dieses Gewerbegebiets finden sich mehrere Autohäuser, 
von denen keine negativen Auswirkungen durch Immissionen oder Verkehrsbelas-
tungen ausgehen. Die Behauptung, dass durch solche Betriebe eine monotone Ent-
wicklung bis zur Verödung des Stadtteils ausgehen würde, kann in keiner Weise 
nachvollzogen werden. Belege hierfür werden nicht vorgetragen. Die Betriebe tragen, 
genauso wie alle anderen Gewerbebetriebe in dem Gewerbegebiet „Overfeld-
weg/Olof-Palme-Straße“ dazu bei, dass wohnungsnahe Arbeitsplätze bzw. Kaufan-
gebote entstehen. Ein solches Angebot trägt somit dazu bei, überflüssige Fahrten 
des Individualverkehrs zu vermeiden und die Nutzung klimafreundlicher Verkehrsmit-
teln (Fahrrad, ÖPNV) zu verstärken. 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser durch die derzeit allgemein zulässigen 
gewerblichen Nutzungen sind nach Prüfung durch die zuständige Untere Wasserbe-
hörde nicht ersichtlich. Die Trinkwassertransportleitungen oder das Reservoir im 
Wasserturm sind nicht gefährdet.  
Für die im Rahmen der Angebotsplanung des Bebauungsplans beantragten zukünf-
tigen Nutzungen wird im Genehmigungsverfahren geprüft, ob diese Nutzungen im 
Sinne des § 15 BauNVO zulässig sein können. Ggf. werden wassergefährdende 
Nutzungen nicht zugelassen.  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
zu 9. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch dient 
dazu, die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich 
wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung 
eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung zu unterrichten.  
Die Abfrage der Zustimmung zur Planung ist nicht erforderlich und daher nicht Ge-
genstand dieser Unterrichtung.  
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Der Rat der Stadt Leverkusen wird zu allen Äußerungen der Öffentlichkeit eine Ab-
wägung der öffentlichen und der privaten Belange unter- und gegeneinander vor-
nehmen und entscheiden, ob und wie er den Äußerungen folgt oder nicht folgt. 
Im weiteren Verfahrensverlauf wird der Öffentlichkeit gem. § 3 Absatz 2 Baugesetz-
buch im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Entwurfsfassung des Bauleitplans 
Gelegenheit gegeben, Stellungnahmen abzugeben, die wiederum dem Rat der Stadt 
zur Abwägung vorgelegt werden. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

B 1 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 
27.06.2017 

 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Bebauungsplan enthält einen Hinweis auf das Vorgehen bei auftretenden Bo-
denfunden. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt.
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B 2 Telefonica o2 vom 03.07.2017 
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Richtfunkverbindung   A-Standort in WGS84    Höhen   
           Fußpunkt Antenne  
   Grad Min Sek  Grad Min Sek  ü. Meer ü. Grund Gesamt 

306536213   51 1 23,79  6 53 47,63  49 71,13 120,13 
306536214   siehe Link 306536213       

 

Richtfunkverbindung    B-Standort in WGS84    Höhen   
            Fußpunkt Antenne  
    Grad Min Sek  Grad Min Sek  ü. Meer ü. Grund Gesamt 

306536213    51 2 34,38  7 0 15,7  50 42,9 92,9 
306536214    siehe Link 306536213       
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Stellungnahme der Verwaltung 
Die im Bebauungsplan festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 53 m ü. NN ent-
spricht einer maximalen Höhe über Grund von ca. 10,5 m.  
Die in der Äußerung enthaltene Angabe einer maximalen Bauhöhe von 37 m über 
Grund wird somit bei weitem nicht erreicht. Eine Beeinträchtigung der Richtfunkver-
bindung ist nicht gegeben.  
Im Bebauungsplan wird auf die Richtfunkverbindung hingewiesen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 3 E-Plus Gruppe vom 06.06.2017 

 
Richtfunkverbindung   A-Standort in WGS84    Höhen   
           Fußpunkt Antenne  
   Grad Min Sek  Grad Min Sek  ü. Meer ü. Grund Gesamt 

16931778   51 4 1,88  6 56 57,03  46 52 98 
16931779   siehe Link 16931778       

16EM3684   51 4 1,88  6 56 57,03  46 52 98 
16EM3685   siehe Link 16EM3684       

 

Richtfunkverbindung  B-Standort in WGS84    Höhen   
         Fußpunkt Antenne  
  Min Sek  Grad Min Sek  ü. Meer ü. Grund Gesamt 

16931778  2 8,93  6 59 18,13  47 31 78 
16931779  siehe Link 16931778        

16EM3684  2 8,93  6 59 18,13  47 31 78 
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16EM3685  siehe Link 16EM3684       
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Stellungnahme der Verwaltung 
Die im Bebauungsplan festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 53 m ü. NN ent-
spricht einer maximalen Höhe über Grund von ca. 10,5 m.  
Die in der Äußerung enthaltene Angabe einer maximalen Bauhöhe von 28 m über 
Grund wird bei weitem nicht erreicht. Eine Beeinträchtigung der Richtfunkverbindung 
ist nicht gegeben.  
Im Bebauungsplan wird auf die Richtfunkverbindung hingewiesen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 4 WSW Wuppertaler Stadtwerke GmbH vom 27.06.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Die vorhandene Trinkwassertransportleitung der Bergischen Trinkwasserverbund-
GmbH wird mit dem 8 m breiten Schutzstreifen in den Bebauungsplan aufgenom-
men. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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B 5 Landesbetrieb Straßenbau NRW vom 24.07.2017 
 
Von: Stefan.Czymmeck@strassen.nrw.de [mailto:Stefan.Czymmeck@strassen.nrw.de]  
Gesendet: Montag, 24. Juli 2017 08:29 
An: Bauerfeld, Ingo; Drinda, Dorothea 
Cc: Paul.Blumberg@strassen.nrw.de; Thomas.Frohn@strassen.nrw.de 
Betreff: WG: Leverkusen, 12. Änderung des FNP "südlich Olof-Palme-Str. und BPL 
225/II "Bürrig - südlich Olof-Palme-Str./Europaring" 
 
Sehr geehrte Frau Drinda, 
sehr geehrter Herr Bauerfeld, 
 
das o. g. Plangebiet grenzt im Osten an den Abschnitt 40 der Bundesstraße B 8 
und im Süden an den Abschnitt 38 der Bundesautobahn A 1. 
Somit sind wesentliche Belange der Straßenbauverwaltung (Sbv) betroffen. 
Die Hinweise der beigefügten Merkblätter müssen bei der weiteren Bearbeitung 
der Bauleitplanung der Stadt Leverkusen mit berücksichtigt werden. 
 
Folgender Hinweis erfolgt aus straßenplanerischer Hinsicht: 
"Nach hausinterner Abstimmung kann die Straßenbauverwaltung Ihnen mitteilen, 
dass unsererseits keine grundsätzlichen Bedenken zur Änderung des FNP beste-
hen.  
Die Sbv geht davon aus, das keine Erweiterung der gewerblich genutzten Flächen 
geplant ist, sondern lediglich eine Umnutzung der bereits entwickelten Berei-
che angedacht ist. Die Zufahrt der Gewerbefläche bleibt unverändert." 
 
Zur Beantwortung von Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur 
Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
i. A. Stefan Czymmeck 
Regionalniederlassung Rhein-Berg 
Aussenstelle Köln 
Sachgebiet Anbau/Recht 
Deutz-Kalker-Straße 18-26 
50679 Köln 
Tel.: +49 221 8397-395 
Fax: +49 221 8397-100 
mail: stefan.czymmeck@strassen.nrw.de 
 
Landesbetrieb Straßenbau NRW 
Außenstelle Köln 

Allgemeine Forderungen 
1. Ein Hinweis auf die Schutzzonen der BAB gemäß § 9 (1+2) FStrG ist in den Textteil des Bauleit-

planes aufzunehmen. Um Eintragung der Schutzzonen in den Plan wird gebeten. 
 
2. In einer Entfernung von 40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der Bun-

desautobahn  (Anbauverbotszone § 9(1) FStrG) dürfen Hochbauten jeder Art nicht errichtet wer-
den. Ebenfalls unzulässig sind Anlagen der Außenwerbung sowie Anlagen und Einrichtungen, die 
für die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten erforderlich sind (z. B. Pflichtstell-

mailto:Stefan.Czymmeck@strassen.nrw.de
mailto:Stefan.Czymmeck@strassen.nrw.de
mailto:Paul.Blumberg@strassen.nrw.de
mailto:Thomas.Frohn@strassen.nrw.de
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plätze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflächen o. ä). Sicht- und Lärmschutzwälle bedürfen der Ge-
nehmigung der Straßenbauverwaltung. 

 
3. In einer Entfernung von 100 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 

der Bundesautobahn ( Anbaubeschränkungszone § 9 (2) FStrG ) 
a. dürfen nur solche bauliche Anlagen errichtet , erheblich geändert oder anders ge-

nutzt werden, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Autobahnverkehrs weder durch 
Lichteinwirkung, Dämpfe, Gase, Rauch, Geräusche, Erschütterungen oder derglei-
chen gefährden und beeinträchtigen. Anlagen der Außenwerbung stehen den bauli-
chen Anlagen gleich. 

b. sind nur solche Beleuchtungsanlagen innerhalb und außerhalb von Grundstücken 
und Gebäuden zulässig, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der 
BAB nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise beeinträchtigen wird. Vor der Er-
richtung von Beleuchtungsanlagen ist die Zustimmung der Straßenbauverwaltung 
einzuholen. 

c. dürfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angabe über die Art von Anlagen oder sonsti-
ge Hinweise mit Wirkung zur Autobahn nur mit Zustimmung der Straßenbauverwal-
tung angebracht oder aufgestellt werden. 

Zur befestigten Fahrbahn gehören auch Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzöge-
rungsstreifen der Anschlussstellen und der Autobahnkreuze. 
 

4. Bei Kreuzungen der BAB durch Versorgungsleitungen und der nachrichtlichen Übernahme  
      der Leitungen innerhalb der Schutzzonen gemäß  § 9 (1+2) FStrG ist die Abstimmung mit  
      der Bundesstraßenverwaltung außerhalb des Planverfahrens erforderlich. 
 
5. Gemäß § 33 der Straßenverkehrsordnung ist die Straßenbauverwaltung  an Maßnahmen 

zu beteiligen, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB beeinträchti-
gen können. Vom städtischen Bauordnungsamt ist daher sicherzustellen, dass über die 
BAB Schutzzonen hinaus Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben über die Art von An-
lagen und sonstige Hinweise, die den Verkehr auf der BAB beeinträchtigen können, nur 
dann aufgestellt werden dürfen, wenn die Straßenbauverwaltung zugestimmt hat. 

 
6. Immissionsschutz für neu ausgewiesene Gebiete geht zu Lasten der Gemeinde / 
Stadt. 
 
7. Entwässerungseinrichtungen der BAB dürfen nicht baulich verändert werden. 
 
Landesbetrieb Straßenbau NRW 
Außenstelle Köln 

Allgemeine Forderungen 

 
1. Ein Hinweis auf die Schutzzonen der Bundesstraße gemäß § 9 (1+2) FStrG ist in den 

Textteil des Bauleitplanes aufzunehmen. Um Eintragung der Schutzzonen in den Plan 
wird gebeten. 

 
2. In einer Entfernung von 20 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 

der Bundesstraße  (Anbauverbotszone § 9(1) FStrG) dürfen Hochbauten jeder Art nicht 
errichtet werden. Ebenfalls unzulässig sind Anlagen der Außenwerbung sowie Anlagen 
und Einrichtungen, die für die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten er-
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forderlich sind (z. B. Pflichtstellplätze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflächen o. ä). Sicht- 
und Lärmschutzwälle bedürfen der Genehmigung der Straßenbauverwaltung. 

 
3. In einer Entfernung von 40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 

der Bundesstraße ( Anbaubeschränkungszone § 9 (2) FStrG ) 
a. dürfen nur solche bauliche Anlagen errichtet , erheblich geändert oder anders ge-

nutzt werden, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Bundesstraßenverkehrs weder 
durch Lichteinwirkung, Dämpfe, Gase, Rauch, Geräusche, Erschütterungen oder 
dergleichen gefährden und beeinträchtigen. Anlagen der Außenwerbung stehen den 
baulichen Anlagen gleich. 

b. sind nur solche Beleuchtungsanlagen innerhalb und außerhalb von Grundstücken 
und Gebäuden zulässig, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der B 
nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise beeinträchtigen wird. Vor der Errich-
tung von Beleuchtungsanlagen ist die Zustimmung der Straßenbauverwaltung einzu-
holen. 

c. dürfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angabe über die Art von Anlagen oder sonsti-
ge Hinweise mit Wirkung zur Bundesstraße nur mit Zustimmung der Straßenbauver-
waltung angebracht oder aufgestellt werden. 

Zur befestigten Fahrbahn gehören auch Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzöge-
rungsstreifen. 
 

4. Bei Kreuzungen der B durch Versorgungsleitungen und der nachrichtlichen Übernahme  
      der Leitungen innerhalb der Schutzzonen gemäß  § 9 (1+2) FStrG ist die Abstimmung mit  
      der Bundesstraßenverwaltung außerhalb des Planverfahrens erforderlich. 
 
5. Gemäß § 33 der Straßenverkehrsordnung ist die Straßenbauverwaltung  an Maßnahmen 

zu beteiligen, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundesstraße be-
einträchtigen können. Vom städtischen Bauordnungsamt ist daher sicherzustellen, dass 
über die Schutzzonen an der B  hinaus Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben über die 
Art von Anlagen und sonstige Hinweise, die den Verkehr auf der B  beeinträchtigen kön-
nen, nur dann aufgestellt werden dürfen, wenn die Straßenbauverwaltung zugestimmt 
hat. 

 
6. Immissionsschutz für neu ausgewiesene Gebiete geht zu Lasten der Gemeinde / 
Stadt. 
 
7. Entwässerungseinrichtungen der B  dürfen nicht baulich verändert werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Eintragung der Schutzzonen in den Bebauungsplan erfolgt, ein Hinweis auf die 
Schutzzonen wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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B 6 Vodafone DE vom 04.07.2017 

 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Versorgungsträger wird um die Trassenauskunft gebeten. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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B 7 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
vom 27.06.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Die Luftbildauswertung hat keine konkreten Verdachtsmomente ergeben, die eine 
sofortige Überprüfung erfordern. 
Der Bereich der vermehrten Bombenabwürfe ist vor geplanten Bodeneingriffen oder 
Baumaßnahmen zu überprüfen. 
Der Bebauungsplan wird mit einem entsprechenden Hinweis versehen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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B 8 EVL Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG vom 
29.06.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Die Angaben zu den vorhandenen Leitungen werden in die Bebauungsplanbegrün-
dung aufgenommen. Die Leitungen sind, soweit ihre Lage bekannt ist, in der Plan-
zeichnung dargestellt. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 9 Fachbereich 32 vom 12.07.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Untere Bodenschutzbehörde (UBB) 
zu 1. Altlasten 
Da es keinen Hinweis auf Altlasten und/oder schädliche Bodenveränderungen gibt 
erfolgen keine weitergehenden Untersuchungen im Bebauungsplan.  
Zur Sicherheit wird in den Bebauungsplan ein Hinweis zum Verhalten bei Bodenein-
griffen und dem Vorfinden von auffälligen Bodenveränderungen aufgenommen. 
zu 2. vorsorgender Bodenschutz 
Zur Sicherheit wird in den Bebauungsplan ein Hinweis zum Verhalten bei Bodenein-
griffen und dem Vorfinden von auffälligen Bodenveränderungen aufgenommen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Untere Naturschutzbehörde (UNB) 
Eine artenschutzrechtliche Prüfung ist im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungs-
plans erfolgt, die Ergebnisse werden im Bebauungsplan dokumentiert. Die arten-
schutzrechtliche Prüfung hat keine Hinweise auf die Auslösung von Verbotstatbe-
ständen im Sinne des § 44 BNatSchG gegeben. 
Das Gutachten gibt lediglich Hinweise zum Verhalten bei Gebäudeabbrüchen 
und/oder Beseitigung von Gehölzen zur Baufeldräumung. 
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Die in den Ausführungen der UNB angesprochenen bestehenden Bäume im Bereich 
Böschung Olof-Palme-Straße sind nicht innerhalb des Geltungsbereichs und somit 
nicht betroffen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Umweltvorsorge/Umweltplanung (UVP) 
zu 1. Vorsorgender Lärmschutz 
Wegen der bekannten hohen Beurteilungspegel im Plangebiet wurde im Rahmen der 
Erarbeitung des Bebauungsplans eine schalltechnische Untersuchung zu den mögli-
chen Schallimmissionen erarbeitet. Diese Untersuchung trifft Aussagen zu den mög-
lichen aktiven und/oder passiven Schallschutzmaßnahmen. 
Weitergehende passive Schallschutzmaßnahmen gegenüber der südlich gelegenen 
Autobahn BAB 1 können nicht Gegenstand der Planung sein, da aufgrund des er-
heblich tieferliegenden Plangebiets Maßnahmen nur direkt an der Autobahn und so-
mit außerhalb des Bebauungsplans sinnvoll möglich wären. Hierzu fehlen jedoch die 
Anspruchsvoraussetzungen, da die Änderung im Gewerbegebiet keine neuen 
Schutzansprüche auslösen. 
Gegenüber der östlich gelegenen Bundesstraße B 8 ist es ähnlich. Anspruchsvo-
raussetzungen sind nicht gegeben. Wirkungsvoller Schallschutz kann auch hier nur 
durch passiven Schallschutz an der Quelle, d.h. direkt am Fahrbahnrad wirkungsvoll 
erfolgen.  
Zur Konfliktvermeidung durch schützenswerte Nutzungen wird der Bebauungsplan 
daher im Gewerbegebiet keine Wohnungen für Betriebsinhaber oder Bereitschafts-
personal zulassen. 
Büroräume sind möglichst von den Schallquellen abgewandt, d.h. nach Norden oder 
nach Westen auszurichten und zu belichten. 
Zusätzlich definiert das Schallgutachten die Beurteilungspegel und die sich daraus 
ergebenden Lärmpegelbereiche der DIN 4109 (Fassung 1989), die die Mindestan-
forderungen an die notwendige Luftschalldämmung der Außenbauteile beschreibt. 
Hierzu wird in den Bebauungsplan eine Festsetzung aufgenommen. Gesunde Ar-
beitsverhältnisse können so gesichert werden. 
zu 2. Klima/Luft und allgemeiner Klimaschutz 
Der Bebauungsplan stellt die Änderung des Bebauungsplan Nr. 88/II „Overfeld-
weg/Olof-Palme-Straße" (rechtsverbindlich seit 11.12.1991) dar, der durch den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan V 4/ll „Olof-Palme-Straße“, 1. Änderung (rechts-
verbindlich seit 30.10.1996 und 1. Änderung seit 17.07.2002) überplant wurde. Die 
Ursprungsplanung ist jedoch weiterhin die des Gesamtkonzepts aus den Jahren um 
1990. Zur damaligen Zeit waren Grundsätze einer klimaschonenden Planung noch 
nicht im Bewusstsein verankert. Auch die im Plangebiet bestehende Bebauung ent-
stammt Zeiten, die keine energieeffiziente Bauweise erforderte. 
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Dennoch ist die Umsetzung der Klimabausteine der Stadt Leverkusen zu mindestens 
teilweise möglich. Das in den Ortsteil Bürrig eingebundene Gewerbegebiet erfordert 
keine langen Anfahrtswege. Es ist von umliegenden Wohnlagen zu Fuß oder mit 
dem Fahrrad gut erreichbar und ist mit mehreren Buslinien gut an das ÖPNV-Netz 
der Stadt eingebunden. Diese trägt zu Vermeidung von klimaschädlichen Abgasen 
durch den Individualverkehr bei. 
Die Nord-Süd ausgerichtete Gebäudestellung der Bestandsgebäude eignet sich her-
vorragend zur aktiven und passiven Solarenergienutzung. 
Theoretisch besteht die Möglichkeit der Fernwärmeversorgung, das sehr kleine Ge-
biet kann allerdings keine wirtschaftliche Ausnutzung sicherstellen. Die notwendigen 
Aufwendungen stehen im klaren Missverhältnis zum Nutzen. 
Die energetischen Gebäudestandards können im Bebauungsplan nicht festgesetzt 
werden. Die bestehenden Gebäude entsprechen wahrscheinlich nicht den Anforde-
rungen der aktuellen Energieeinsparverordnung. Für genehmigungspflichtige Ände-
rungen, Um- oder Anbauten ist jeweils zu prüfen, welche Anforderungen zu beachten 
sind. 
Zur Vermeidung von punktueller Überwärmung erfolgen Festsetzungen zur Begrü-
nung der Stellplatzanlagen und zur Begrünung der zukünftig möglichen Gebäude. 
Die Bestandsgebäude werden von dieser Regelung ausgenommen, da sie konstruk-
tiv nicht dafür geeignet sind (teilweise handelt es sich um Glashäuser) und die nach-
trägliche Begrünung mit unvertretbar hohem Aufwand verbunden wäre. 
Dennoch ist festzustellen, dass durch die gute städtebauliche Integration und die gut 
mögliche Solarenergienutzung eine Umsetzung der Klimabausteine erfolgt. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Untere Wasserbehörde (UWB) 
Die Anregungen zur entwässerungstechnischen Erschließung für den Fall, dass Ge-
werbe mit spezifischen Anforderungen an den Abwasseranfall, die Entsorgung und 
Ableitung der Abwassermenge angesiedelt werden soll, werden in die Begründung 
aufgenommen. 
Nach Angaben der zuständigen Technischen Betriebe Leverkusen sind keine Sanie-
rungsmaßnahmen der äußeren Erschließung vorgesehen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Untere Abfallbehörde (UAB) 
Die Hinweise zu notwendigen Aufstellflächen und zu deren Erreichbarkeit sind nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung sondern in der Baugenehmigung zu Berücksichti-
gen.  
Es wird darauf verwiesen, dass es sich nicht um eine neues Gewerbegebiet handelt, 
sondern um ein Gebiet für das seit 1991 Planungsrecht für gewerbliche Nutzungen 
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besteht, ohne dass sich die Erschließungssituation geändert hat.  Auch hatten die 
Gewerbebetriebe bis zu ihrer Aufgabe Baugenehmigungen. 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Untere Immissionsschutzbehörde (UIB) 
Das Plangebiet des gesamten Bebauungsplans Nr. 88/II „Overfeldweg/Olof-Palme-
Straße" (rechtsverbindlich seit 11.12.1991) wird im Sinne der Abstandsliste zum Ab-
standserlass nach Betriebs- und Anlagearten gegliedert. Diese Gliederung stellt, da 
sie nicht nur Schallimmissionen sondern auch Immissionen durch Geruch und Staub 
berücksichtigt, einen weitgehenden Schutz für angrenzende Wohn- und Mischge-
biets dar. 
Der vorliegende Planbereich ist nur eine Teilfläche des großen Gesamtgebiets aber 
in die Gliederung dahingehend eingebunden, dass die jeweils zulässigen Abstands-
klassen untereinander abgestimmt und auf die umliegenden schutzwürdigen Nutzun-
gen bezogen sind. In den anderen Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 88/II 
„Overfeldweg/Olof-Palme-Straße" werden je nach Abstand zu Wohn- und /oder 
Mischgebieten differenzierte Abstandsklassen festgesetzt. Dadurch werden auch die 
rechtlichen Anforderungen erfüllt, dass sich eine Gliederung nicht nur auf ein Gebiet 
beziehen darf, für das dann nur eine Abstandklasse gelten würde.  
Im Abstandserlass wird für die dort aufgeführten Abstandsklassen bezüglich der Ge-
räuschimmissionen eine Schutzempfindlichkeit entsprechend reinen Wohngebieten 
(WR) zugrunde gelegt (Richtwerte der TA Lärm 50 dB(A) tags, 35 dB(A) nachts). 
Kleingartenanlagen sind bei den Richtwerten der TA Lärm nicht aufgeführt, hilfsweise 
können jedoch die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 herangezogen 
werden, wo für die Tages- und Nachtzeit von Friedhöfen, Kleingartenanlagen und 
Parkanlagen ein Wert von 55 dB(A) genannt wird.  
Überschlägig kann angenommen werden, dass eine Erhöhung der zulässigen Im-
missionen um 5 dB(A) ungefähr eine Halbierung des Abstands erlaubt. Dies bedeutet 
hier, dass die in der Abstandsklasse VII (100 m erforderlicher Abstand) aufgeführten 
Anlagen bis zu einem Abstand von ca. 50 bis 60 m gegenüber Nutzungen mit einem 
Schutzbedarf entsprechend WA (55 dB(A) tags) zulässig wären. Da die nächstgele-
genen Kleingärten in etwa diesen Abstand zum Plangebiet aufweisen, ist nicht mit 
Konflikten zu rechnen.  
Sollte im Plangebiet eine nach der 18. BlmSchV zu beurteilende Anlage errichtet 
werden, gelten die o.a. Ausführungen weitgehend, da mit der Novellierung der 
18. BlmSchV vom 01.07.2017 keine wesentlich strengeren Anforderungen mehr an 
die ruhebedürftigen Zeiten tagsüber und abends gestellt werden als außerhalb der 
ruhebedürftigen Zeiten.  
Zu berücksichtigen ist ferner, dass aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens auf 
der Olof-Palme-Str., des Overfeldweges sowie des Europarings einschließlich der 
Zu- und Abfahrten mit einer erheblichen Verkehrslärmbelastung in den Kleingärten 
zu rechnen ist, so dass die möglichen gewerblichen Immissionen weitgehend über-
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deckt werden, mithin keine zusätzlichen schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwar-
ten sind.  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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